
 

Kurzfassung1 
Dresden, 01.06.2026 

Stellungnahme zum Entwurf des Sächsischen 
Gewalthilfegesetzes (SächsGewHG)  
Die LAG Gewaltfreies Zuhause Sachsen e. V. begrüßt die Schaffung einer landesrechtlichen 
Grundlage zur Umsetzung des Gewalthilfegesetzes. 

Das SächsGewHG ist ein wichtiger Schritt für den Gewaltschutz in Sachsen. Damit 
der gesetzliche Anspruch jedoch tatsächlich wirksam wird, braucht es: 

●​ die ausdrückliche Anerkennung von Kindern und Jugendlichen als eigenständige 
Betroffenengruppe, 

●​ den Abbau bestehender Zugangshürden, 
●​ klare Regelungen zur Vermittlung und der Rolle der nach Landesrecht zuständigen 

Stelle und der Erfüllung des ab 2032 geltenden Rechtsanspruchs auf Schutz und 
Beratung 

●​ eine verlässliche Finanzierung der Frauen- und Kinderschutzeinrichtungen (FKSE), 
Interventions- und Koordinierungsstellen (IKS) sowie der Fachstelle Häusliche 
Gewalt der LAG gewaltfreies Zuhause Sachsen e.V., 

●​ sowie eine strukturelle Stärkung der Fachpraxis und Präventionsarbeit. 

Zentral ist die ausdrückliche Benennung von Kindern und Jugendlichen als 
eigenständige Betroffenengruppe nach GewHG § 2 (3). Kinder und Jugendliche erleben 
häusliche und geschlechtsspezifische Gewalt nicht nur mittelbar, sondern häufig unmittelbar. 
Deshalb haben sie einen eigenständigen gesetzlichen Anspruch auf Beratung, Schutz und 
Unterstützung. Bereits bestehende Angebote in IKS und FKSE sollten daher rechtlich 
abgesichert und ausgebaut werden. Darüber hinaus muss Prävention nach GewHG § 1 (2) 
deutlich stärker im Gesetz sowie in der Rechtsverordnung verankert und finanziell 
abgesichert werden. Frühzeitige Unterstützung von Kindern und Jugendlichen ist notwendig, 
um Gewalterfahrungen aufzuarbeiten und langfristige Gewaltspiralen zu durchbrechen. 

Trotz des vorgesehenen Rechtsanspruchs bestehen weiterhin erhebliche Zugangs- 
hürden zum Hilfesystem. Besonders betroffen sind Frauen mit mehreren Kindern, migrierte 
und geflüchtete Frauen, Frauen mit Beeinträchtigungen, Pflegebedarf, psychischen 
Erkrankungen oder Suchterkrankungen, Frauen m. Haustieren sowie Betroffene im 
ländlichen Raum. Ein Rechtsanspruch allein schafft keine tatsächliche 
Zugangsgerechtigkeit. Schutz und Beratung müssen praktisch erreichbar und 
bedarfsgerecht ausgestaltet sein. Für die Entwicklungs- und Ausbauplanungen empfehlen 
wir, die Expertise der Fachpraxis systematisch miteinzubeziehen. Die Rolle der nach 
Landesrecht zuständigen Stelle bleibt im Entwurf bislang unklar. Das zentrale Problem 
im Hilfesystem ist nicht die Vermittlung selbst, sondern der Mangel an Schutzplätzen und 
Beratungskapazitäten. Zusätzliche Verwaltungsstrukturen dürfen nicht zu weiterer Belastung 
der Fachkräfte führen. 

1 Die Langversion mit detaillierten Informationen finden Sie auf 
www.gewaltfreieszuhause.info/stellungnahmen  
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Erforderlich sind: 
●​ eine direkte Vermittlung durch die zuständige Stelle (perspektivisch auch der 

Beratungsstellen), 
●​ eine 24/7-Erreichbarkeit, 
●​ klare Handlungsleitfäden bei Kapazitätsmangel, 
●​ sowie die gesetzliche Klarstellung, dass Einrichtungen nicht zur Aufnahme 

verpflichtet werden können. 
 

Für den gesetzlichen Anspruch braucht es klare gesetzliche Regelungen: 
●​ Wann gilt ein Anspruch als erfüllt? 
●​ Welche Vermittlungen sind zumutbar? 
●​ Welche Folgen hat die Ablehnung eines Angebots? 

Der geplante Ausbau der Schutz- und Beratungsangebote2 reicht angesichts steigender 
Fallzahlen und komplexer Problemlagen und Bedarfe vulnerabler Gruppen nicht aus. Aus 
fachlicher Sicht braucht es höhere Personalschlüssel, zusätzliche Ressourcen für 
Prävention und spezialisierte Angebote für komplexe Fallkonstellationen.  

Für die Planung eines angemessen Personalschlüssels schließen wir uns den 
Empfehlungen des Paritätischen Wohlfahrtsverbands, des bff und ZIF an3: 

●​ Beratungsstellen: Einschätzung: 4,5 VZÄ für Beratung, Fachberatung, 
Gruppenangebote, Prävention pro 100.000 Einwohner, 

●​ FKSE: 1 Familienzimmer (FZ) pro 10.000 Einwohner bzw. orientiert am tats. Bedarf. 
●​ In Ballungszentren: höhere Fallzahlen → erhöhter Bedarf; im ländlichen Raum → 

zusätzlich Fahrtzeiten  

Bezüglich der Finanzierungen ergeben sich folgende Herausforderungen: 
●​ die fehlende Absicherung kommunaler Mittel4, 
●​ die unzureichende Finanzierung komplexer Fälle, 
●​ die mangelnde Berücksichtigung multiprofessioneller Arbeit, 
●​ sowie nicht ausreichend finanzierte Präventionsaufgaben. 

Die Fachstelle Häusliche Gewalt übernimmt bereits heute zentrale Koordinierungs-, 
Vernetzungs- und Präventionsaufgaben für die große Mehrheit der vom SächsGewHG 
betroffenen Einrichtungen (21 FKSE und 14 IKS) und ist ein essenzieller Bestandteil des 
Hilfesystems mit langjähriger Erfahrung und Zugang zur Praxis. Mit den erweiterten 
Anforderungen durch das SächsGewHG steigt der Koordinationsaufwand erheblich. Deshalb 
muss die Fachstelle personell und finanziell gestärkt, ausgebaut und zusätzliche 
Parallelstrukturen vermieden werden. 

4 Vgl. Sächsischer Landtag, Drs. 8/6819, Antwort auf Frage 2. Danach existiert für die Jahre 
2019–2024 keine systematische Erfassung ausschließlich bzw. überwiegend kommunal finanzierter 
Einrichtungen des Gewalthilfesystems; mehrere geförderte Einrichtungen wurden jedoch zu mehr als 
60 % kommunal finanziert.  

3 Vgl. bff, ZIF und Der Paritätische legen vor: Lesehilfe und Kommentierung zum Gewalthilfegesetz, 
Stand: November 2025, online unter: 
https://www.der-paritaetische.de/fileadmin/user_upload/2025-11-25_Lesehilfe_Gewalthilfegesetz_bff_
ZIF_Paritaet.pdf sowie Istanbul-Konvention. 

2  Vgl. PM Kabinett stärkt Gewaltschutz in Sachsen – Gesetzentwurf zur Anhörung freigegeben, 
online unter: https://www.medienservice.sachsen.de/medien/news/1096585.  
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